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(Nr. 12038.) Verordnung über die Abänderung der Landeswahlordnung vom 10. Dezember 
1920 (Geſetzſamml. S. 571). Vom 18. Januar 1921. 
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Al. Grund des § 40 des Geſetzes über die Wahlen zum Preußiſchen Landtage 
(Landeswahlgeſetz)z vom 3. Dezember 1920 (Geſetzſamml. S. 559) wird die Landes⸗ 
wahlordnung vom 10. Dezember 1920 Geſetzſamml. S. 571) wie folgt abgeändert: 


I. § 51 Geſetzſamml. S. 583) erhält folgende Faſſung: 


8 51 
Die Stimmzettel müſſen von weißem oder weißlichem Papier und dürfen 
mit keinem Kennzeichen verſehen ſein; die Verwendung von Zeitungspapier iſt 
zuläſſig. Durchſtreichungen auf Stimmzetteln gelten nicht als Kennzeichen. Die 
Stimmzettel ſollen 9: 12 Zentimeter groß ſein und ſind von dem Wähler in 
einem mit amtlichem Stempel verſehenen Umſchlag, der kein unzuläſſiges Kenn⸗ 
zeichen haben darf, abzugeben. Die Umſchläge ſollen 12: 15 Zentimeter groß 
und aus undurchſichtigem Papier hergeſtellt fein; fie find in der erforderlichen 
Zahl bereitzuhalten. b 
Im Wahlraume dürfen Stimmzettel weder aufgelegt noch verteilt werden. 
Der Wahlvorſteher hat die ihm zur Verwendung übergebenen Stimmzettel am 
Eingange zum Wahlraum oder davor ſo aufzulegen, daß ſie von den zur Stimm⸗ 
abgabe erſcheinenden Wählern entnommen werden können. 
II. § 59 Geſetzſamml. S. 585) erhält folgende Faſſung: 


$ 59. 
Ungültig find Stimmzettel: 
1. die nicht in einem amtlich abgeſtempelten Umſchlag oder die in einem 
mit einem unzuläſſigen Kennzeichen verſehenen Umſchlag übergeben 
worden find; 
2. die nicht von weißem oder weißlichem Papier find; 
3. die mit einem unzuläſſigen Kennzeichen verſehen find; 
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4, die keinen Namen oder keine Angabe, aus der die Perſon mindeſtens 
eines Bewerbers unzweifelhaft zu erkennen iſt, auch keine oder keine 
erkennbare Bezeichnung eines Kreiswahlvorſchlags mit der Nummer aus 
der amtlichen Bekanntgabe und auch kein zuläſſiges Kennwort enthalten; 

5. die eine Verwahrung oder einen Vorbehalt gegenüber allen Bewerbern 
enthalten; 

6. die Namen aus verſchiedenen Kreiswahlvorſchlägen oder Bezeichnungen 
verſchiedener Kreiswahlvorſchläge enthalten, vorbehaltlich der Beſtimmung 
im Abſ. 2; 

7. die ausschließlich auf andere als die in den öffentlich bekanntgegebenen 
Kreiswahlvorſchlägen aufgeführten Perſonen lauten; 

8. denen ein Druck- oder Schriftſtück beigefügt iſt. 

Bei Verbindung der Wahlen zum Landtag mit anderen Wahlen oder Ab⸗ 
ſtimmungen kann der Miniſter des Innern die Verwendung eines gemeinſamen 
Stimmzettels für die Landtagswahl und die anderen Wahlen oder Abſtimmungen 
zulaſſen. In dieſem Falle darf der Stimmzettel die Bezeichnung je eines Kreis⸗ 
wahlvorſchlags (Wahlvorſchlags) und auch Namen aus je einem Kreiswahlvorſchlag 
(Wahlvorſchlag) für jede der verbundenen Wahlen enthalten, er muß aber erkennen 
laſſen, auf welche Wahl ſich der einzelne Wahlvorſchlag (Name) bezieht. Die 
Streichung einer auf dem Stimmzettel zur Bezeichnung der gleichzeitig ſtattfindenden 
Wahlen angebrachten Aufſchrift iſt 9 7 Belang, ſoweit dadurch kein Widerſpruch 
zwiſchen dieſer Aufſchrift und dem Aufdruck auf dem Umſchlag entſteht. Inſoweit 
ein ſolcher Widerſpruch beſteht, wird die Stimme nicht gezählt. Mehrere in einem Um⸗ 
ſchlag enthaltene gleichlautende Stimmzettel gelten als eine Stimme; in einem Umſchlag 
enthaltene, auf verſchiedene Kreiswahlvorſchläge lautende Stimmzettel find ungültig. 

Die gültigen Stimmzettel ſind ohne Rückſicht auf ihre Vollſtändigkeit und 
die Reihenfolge der Benennungen den einzelnen Kreiswahlvorſchlägen zuzurechnen. 

III. Der Vordruck für die Wahlniederſchrift (Anlage 4 der Landeswahl⸗ 
9 erfährt a Seite 604 folgende Anderung: 

a) Zu 8 Ziffer 4 muß es heißen: 
Sir Stimmzettel, weil fie mit einem unzuläſſigen Kennzeichen 
hen waren. 
Nr. der Anlagen 9 
b) Zu = 4 iſt hinter Ziffer 10 als Ziffer 11 einzufügen: 
BEE Stimmen, weil die Aufſchrift auf dem Stimmzettel im 
Wöerſpruche mit dem 1 des Umſchlags ſtand. 
Nr. der Anlagen 
0 Zu Abſ. 4: Ziffer 11 wird cbgeidett in 12. 
Berlin, den 18. Januar 1921. 


Der Miniſter des Innern. 
Severing. 
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Nr. 12039.) Verordnung über die Abänderung der Wahlordnung für die Provinziallandtags⸗ 
und Kreistagswahlen vom 31. Dezember 1920 (Geſetzſamml. 1921 ©. 8). 
Vom 18. Januar 1921. 


Auf Grund des 9 26 des Geſetzes, betreffend die Wahlen zu den Provinzial⸗ 
landtagen und zu den Kreistagen, vom 3. Dezember 1920 Geſetzſamml. 1921 
S. 1) wird die Wahlordnung für die Provinziallandtags⸗ und Kreistagswahlen 
vom 31. Dezember 1920 (Geſetzzamml. 1921 S. 8) wie folgt abgeändert: 

I. § 39 Geſetzſamml. 1921 S. 16) erhält folgende Faſſung: 


8 39. 

Die Stimmzettel müſſen von weißem oder weißlichem Papier und dürfen 
— abgeſehen von dem Falle des § 9 Ziffer 5 des Geſetzes — mit keinem Kenn⸗ 
zeichen verſehen ſein; die Verwendung von Zeitungspapier iſt zuläſſig. Durch⸗ 
ſtreichungen auf Stimmzetteln gelten nicht als Kennzeichen. Die Stimmzettel 
ſollen 9: 12 Zentimeter groß fein und find von dem Wähler in einem mit amt⸗ 
lichem Stempel verſehenen Umſchlag, der kein unzuläſſiges Kennzeichen haben darf, 
abzugeben. Die Umſchläge ſollen 12: 15 Zentimeter groß und aus undurchſich⸗ 
tigem Papier hergeſtellt ſein; fie find in der erforderlichen Zahl bereitzuhalten. 

Im Wahlraum dürfen Stimmzettel weder aufgelegt noch verteilt werden. 
Der Wahlvorſteher hat die ihm zur Verwendung übergebenen Stimmzettel am 
Eingang zum Wahlraum oder davor ſo aufzulegen, daß ſie von den zur Stimm⸗ 
abgabe erſcheinenden Wählern entnommen werden können. 

II. § 47 Geſetzſamml. 1921 S. 18, 19) erhält folgende Faſſung: 


§ 47. 

Ungültig ſind Stimmzettel: ee 

1. die nicht in einem amtlich abgeſtempelten Umſchlag oder die in einem 
mit einem unzuläſſigen Kennzeichen verſehenen Umſchlag übergeben 
worden find; 

die nicht aus weißem oder weißlichem Papier beſtehen 

die mit einem unzuläſſigen Kennzeichen verſehen find; 

die keinen Namen oder keine Angabe, aus der die Perſon mindeſtens eines 
Bewerbers unzweifelhaft zu erkennen iſt, auch keine oder keine erkennbare 
Bezeichnung eines Wahlvorſchlags mit der Nummer aus der amtlichen 
Bekanntgabe und auch kein zuläſſiges Kennwort enthalten 

5. die eine Verwahrung oder einen Vorbehalt gegenüber allen Bewerbern 
enthalten; 

die Man aus verſchiedenen Wahlvorſchlägen oder Bezeichnungen ver 
ſchiedener Wahlvorſchläge enthalten, vorbehaltlich der Beſtimmung im 
Abſ. 2; 

75 N ausschließlich auf andere als die in den öffentlich bekanntgegebenen 

Wahlvorſchlägen aufgeführten Perſonen lauten 
8. denen ein Druck- oder Schriftſtück beigefügt iſt. 


. b 
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Bei Verbindung der Wahlen zum Provinziallandtage mit anderen Wahlen 
oder Abſtimmungen kann der Miniſter des Innern die Verwendung eines gemein⸗ 
ſamen Stimmzettels für die Provinziallandtagswahl und die anderen Wahlen oder 
Abſtimmungen zulaſſen. In dieſem Falle darf der Stimmzettel die Bezeichnung 
je eines Wahlvorſchlags und auch Namen aus je einem Wahlvorſchlage für jede 
der gleichzeitig ftattfindenden Wahlen enthalten, er muß aber erkennen laſſen, auf 
welche Wahl ſich der einzelne Wahlvorſchlag Name) bezieht. Iſt die Verwendung 
des gleichen Umſchlags für die Provinziallandtagswahl und für andere Wahlen 
oder Abſtimmungen angeordnet, ſo gilt ein ſolcher Stimmzettel als für jede dieſer 
Wahlen oder Abſtimmungen abgegeben, ſofern er keine Aufſchrift trägt oder ſeine 
Aufſchrift nicht im Widerſpruche zu dem Aufdruck des Umſchlags ſteht. Inſoweit 
ein ſolcher Widerſpruch beſteht, wird die Stimme nicht gezählt. Mehrere in einem 
Umſchlag enthaltene gleichlautende Stimmzettel gelten als eine Stimme; in einem 
Umſchlag enthaltene, auf verſchiedene Wahlvorſchläge lautende Stimmzettel ſind 
ungültig, ſoweit ſich nicht aus ihrer Aufſchrift ergibt, daß ſie für verſchiedene 
Wahlen abgegeben ſind. 

Die gültigen Stimmzettel ſind ohne Rückſicht auf ihre Vollſtändigkeit und 
die Reihenfolge der Benennungen den einzelnen Wahlvorſchlägen zuzurechnen. 

III. $ 50 Geſetzſamml. 1921 S. 19) erhält folgende Faſſung: 

$ 50. 

Die Verwendung gemeinfamer Stimmzettel für die Wahlen zum Provinzial- 
landtag und andere damit verbundene Wahlen oder Abſtimmungen iſt in der 
Niederſchrift in der Weiſe zu vermerken, daß ſowohl die Zahl der für eine Mehr⸗ 
heit von Wahlen, als auch die Zahl der für die Provinziallandtagswahl allein 
abgegebenen Stimmzettel erſichtlich iſt. 

Die Stimmzettel, über deren Gültigkeit oder Ungültigteit der Wahlvorſtand 
Beſchluß faſſen muß, ſind mit fortlaufenden Nummern zu verſehen und der 
Niederſchrift beizufügen. In der Niederſchrift ſind die Gründe kurz anzugeben, 
aus denen die Stimmzettel für gültig oder ungültig erklärt worden ſind. 

N Wenn ein Stimmzettel wegen der Beſchaffenheit des Umſchlags für un⸗ 
gültig erklärt worden iſt, iſt auch der Umſchlag anzuſchließen. 


IV. § 70 Geſetzſamml. 1921 S. 23) erhält folgende Faſſung: 


8 70. 

Auf die Wahlen zu den Kreistagen finden die Beſtimmungen für die Wahlen 
zu den Provinziallandtagen, abgeſehen von den ſich auf den Provinzialwahlleiter 
beziehenden Vorſchriften, ſinngemäße Anwendung mit folgenden Maßgaben: 

5 1. In den Beſcheinigungen nach § 19 Ziffer 2 iſt darzutun, daß der Be⸗ 
werber im Kreiſe wohnt. f a 

2. Für mehrere mit der Kreistagswahl gleichzeitig ſtattfindende Wahlen 

oder Abſtimmungen abgegebene gemeinſame Stimmzettel, über deren 

Gültigkeit oder Ungültigkeit vom Wahlvorſtande Beſchluß zu faſſen war 
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($ 50 Abſ. 2), find der Niederſchrift über die Provinziallandtagswahl 
beizufügen. In der Niederſchrift über die Kreistagswahl iſt ein ent⸗ 
ſprechender Vermerk, der auch die Zahl dieſer Stimmzettel angibt, zu 
machen. 


3. Die Ermittlung des Wahlergebniſſes erfolgt unter Beachtung nach⸗ 
ſtehender Beſtimmungen: 


a) Der Wahlausſchuß ermittelt die Verteilungszahl und verteilt die 
Sitze im Kreistag gemäß § 20 des Geſetzes auf die Wahlvor⸗ 
ſchläge. Er ſtellt auf Grund der von ihm vorgenommenen Ver⸗ 
teilung die Namen der Gewählten und die Reihenfolge der Erſatz⸗ 
männer feſt. i 


b) Der Wahlkommiſſar benachrichtigt die Gewählten von der auf 
ſie gefallenen Wahl und fordert ſie auf, ſich binnen einer Woche 
nach Zuſtellung der Nachricht über die Annahme oder Ablehnung 
der Wahl zu erklären. Die Wahl gilt als angenommen, wenn 
innerhalb dieſer Friſt keine Erklärung eingeht. Annahme unter 
Vorbehalt gilt als Ablehnung. 


e) Der Wahlkommiſſar veröffentlicht die Namen der für gewählt Er⸗ 
klärten ſowie die Zahlen der insgeſamt und der für die ein⸗ 
zelnen Wahlvorſchläge abgegebenen gültigen Stimmen und die Ver⸗ 
teilungszahl. 


V. Der Vordruck für die Wahlniederſchrift Anlage 3 der Wahlordnung) 
erfährt folgende Anderungen: ; 


a) auf S. 32 der Geſetzſammlung: 
Der vorletzte Abſatz erhält folgende Faſſung: 


Hierauf öffnete ein Beiſitzer die Umſchläge einzeln, nahm die Stimmzettel 
heraus und übergab ſie dem Wahlvorſteher, der ſie laut vorlas und feſtſtellte, 
ob der Stimmzettel für die e *) oder eine andere mit ihr 
verbundene Wahl (Abſtimmung) allein oder gemeinſam für beide Wahlen galt. 
Hierauf reichte der Wahlvorſteher die Stimmzettel nebſt den Umſchlägen einem 
anderen Beiſitzer weiter, der die Stimmzettel, die für mehrere Wahlen galten, 
und die nur für eine Wahl geltenden Stimmzettel voneinander getrennt und nach 
Wahlvorſchlägen geſondert, ſowie die Umfchläge bis zum Ende der Wahlhandlung 
aufbewahrte. Die gleichzeitig fortlaufend vorgenommene Zählung ergab, daß 

ae Stimmzettel gemeinſam für beide Wahlen“), 

. Stimmzettel einzeln für die Provinziallandtagswahl *), 
5 Stimmzettel einzeln für die Kreistagswahl“) 
abgegeben worden waren. 8 
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b) auf S. 33 der Geſetzſammlung: 
Ziffer 4 erhält folgende Faſſung: 


43 — Stimmzettel, weil ſie mit einem unzuläſſigen Kennzeichen 
verſehen waren. 
Nr. der Anlagen u... 05 
Ziffer 7 erhält folgende Faſſung: 
are Stimmzettel, weil fie Namen aus verſchiedenen Wahlvor⸗ 


ſchlägen oder Bezeichnungen verſchiedener Wahlvorſchläge für bie, 
een er enthielten. 


Kreistagswahl 
Nr. der Anlagen *). 
Hinter Nr. 7 iſt eine neue Nummer 8 folgenden Wortlauts einzuſchalten: 
8 Stimmzettel, weil ſie gleichzeitig die Bezeichnung von 


Wahlvorſchlägen oder Namen aus Wahlvorſchlägen fur die 
eee *) und eine andere mit ihr verbundene Wahl 
oder Abſtimmung enthielten und nicht erkennen ließen, auf welche 
Wahl ſich der einzelne Wahlvorſchlag Game) bezog. 
Nr. der Anlagen .. 9 

Die Nummern 8, 9, 10 erhalten die neuen Nummern 9, 10, 11. 

Die neue Nummer 11 (bisher 10) erhält folgende Faſſung: 

F Stimmen, weil in einem Umſchlag unzuläſſiger Weiſe meh⸗ 
rere auf verſchiedene Wahlvorſchläge für die en 5 
lautende Stimmzettel enthalten waren. 
Nr. der Anlagen 2), 

Hinter Nr. 11 (bisher 10) iſt eine neue Nummer 12 folgenden Wort 

lauts einzuſchalten: 

22 Stimmen, weil die Aufſchrift des Stimmzettels im Wider⸗ 
ſpruche mit dem Aufdruck des Umſchlags ſtand. 
tr. der Anlagen: SE 

Die bisherige Nr. 11 erhält die neue Nr. 13. 

In der vierten Seile von unten iſt die Ziffer „11“ durch „13“ zu erſetzen. 

Am Fuße der Seite iſt folgende Fußnote anzubringen: 

*) Das Unzutreffende iſt zu durchſtreichen. 

auf S. 34 der Geſetzſammlung: 

Im zweiten Abſatze ſind in der dritteu Zeile hinter dem Worte „Wahl⸗ 

niederſchrift“ die Worte „für die eee einzufügen. 


6 


— 


Kreistagswahl 
Am Fuße der Seite iſt folgende Fußnote anzubringen: 
*) Das Unzutreffende iſt zu durchſtreichen. 
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d) auf S. 35 der Geſetzſammlung: 


Im zweiten Abſatz ſind in der zweiten Zeile die Worte „dieſer 

le 1 die Worte „der Wahlniederſchrift für die 
rovinziallandtagswahl ; : 

Kreistagswahl u erſetzen. 


Berlin, den 18. Januar 1921. 


Der Miniſter des Innern. 
Severing. 


(Nr. 12040.) Verordnung über Satzungsänderungen rechtsfähiger Vereine. Vom 29. De 
zember 1920. 


die ſtaatliche Genehmigung zur Anderung ihrer Satzungen durch die Aufſichts⸗ 
behörde erteilt, ſoweit nicht die Anderung den Zweck des Vereins oder die ſtaatliche 
Genehmigung künftiger Satzungsänderungen betrifft. Als Aufſichtsbehörde gilt, 
wenn Geſetz oder Satzung nichts anderes beſtimmt, der Regierungspräſident, in 
deſſen Bezirk der Verein ſeinen Sitz hat, für Vereine mit dem Sitze in Berlin 
der dortige Polizeipräſident. Soll der Sitz an einen außerhalb des Bezirkes der 
bisherigen Aufſichtsbehörde liegenden Ort verlegt werden, ſo bedarf es dazu 
derjelben Genehmigung wie bei einer Anderung des Zweckes. 

Iſt eine Behörde für Genehmigung einer Satzungsänderung zuſtändig, ſo 
kann ſie andere gleichzeitig beſchloſſene Anderungen derſelben Satzung auch dann 
genehmigen, wenn eine ihr unterſtellte Behörde dafür zuſtändig iſt. 

Artikel 1 der Verordnung vom 16. November 1899 zur Ausführung des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs (Geſetzſamml. S. 562) wird entſprechend geändert. 


Berlin, den 29. Dezember 1920. 


W. die durch ſtaatliche Verleihung Rechtsfähigkeit erlangt haben, wird Am 12% 1 
554. 
7.4700 


Die Preußiſche Staatsregierung. 


Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. Oeſer. 
Stegerwald. Severing. Lüdemann. 
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(Nr. 12041.) Bekanntmachung über die Genehmigung der Verordnungen vom 4. September 1919 
(Geſetzſamml. S. 145), 14. September 1919 (Geſetzſamml. S. 153), 24. De⸗ 
zember 1919 (Geſetzſamml. S. 198), 21. Januar 1920 (Geſetzſamml. S. 43), 
4. März 1920 (Geſetzſamml. S. 62), 23. März 1920 (Geſetzſamml. S. 70), 
25. Mai 1920 (Geſetzſamml. S. 306), 21. Juni 1920 (Geſetzſamml. S. 345) 
und 23. Juni 1920 (Geſetzſamml. S. 349), betreffend vorläufige Anderungen 
von Gerichtsbezirken anläßlich der Ausführung des Friedensvertrags. Vom 
17. Jannar 1921. 


Die auf Grund des Artikel 1 § 1 des Geſetzes vom 19. Juli 1919 über Er- 
mächtigung des Juſtizminiſters und des Miniſters des Innern zu Maßnahmen 
anläßlich der Beſetzung von Landesteilen und der Ausführung des Friedensver⸗ 
trags GEeſetzſamml. S. 115) erlaſſenen Verordnungen vom 4. September 1919 
GGeſetzſamml. S. 145), 14. September 1919 Geſetzſamml. S. 153), 24. De⸗ 
zember 1919 Geſetzſamml. S. 198), 21. Januar 1920 Geſetzſamml. S. 43), 
4. März 1920 Geſetzſamml. S. 62), 23. März 1920 (Geſetzſamml. S. 70), 
25. Mai 1920 (Geſetzſamml. S. 306), 21. Juni 1920 (Seſetzſamml. S. 345) und 
23. Juni 1920 (Geſetzſamml. S. 349), betreffend vorläufige Anderungen von Ge⸗ 
richtsbezirken anläßlich der Ausführung des Friedensvertrags, hat die verfaſſung⸗ 
gebende Preußiſche Landesverſammlung mit der Feſtſtellung genehmigt, daß die 
Verordnung vom 23. März 1920 mit dem Ausſcheiden des Amtsgerichtsbezirkes 
Bojanowo aus dem preußiſchen Staatsgebiete hinfällig geworden iſt. 
Berlin, den 17. Januar 1921. 


Der Juſtizminiſter. 


am Zehnhoff. 


Beſlellungen find an die Poſtauſtalten zu richten. 


